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UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

SECO Staatssekretariat fur Wirtschaft

RK-SR Kommission fur Rechtsfragen des Standerates

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stéanderates

RK-NR Kommission fur Rechtsfragen des Nationalrats

Biiro-NR Blro des Nationalrates

SAKE Schweizerische Arbeitskrafteerhebung

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

BAZL Bundesamt fur Zivilluftfahrt

SBB Schweizerische Bundesbahnen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

BVG Bundesgesetz Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenvorsorge

OR Obligationenrecht

ESOP Employee Stock Option Plan

AVIG Arbeitslosenversicherungsgesetz

ILO Internationale Arbeitsorganisation

SchKG Bundesgesetz Uber Schuldbetreibung und Konkurs

ArGV 1 Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz

EntsG Entsendegesetz

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

SECO Secrétariat d'Etat a I'économie

CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

Bureau-CN Bureau du Conseil national

ESPA Enquéte suisse sur la population active

EEE I'Espace économique européen

PME petites et moyennes entreprises

OFAC Office fédéral de I'aviation civile

CFF Chemins de fer fédéraux suisses

uss Union syndicale suisse

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et
invalidité

co Code des obligations

ESOP Employee Stock Option Plan

LACI Loi sur I'assurance-chdmage

oIT Organisation internationale du travail

LP Loi fédérale sur la poursuite pour dettes et la faillite

OLT 1 Ordonnance 1relative a la loi sur le travail

LDét Loi sur les travailleurs détachés
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.08.2015
MARC BUHLMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation

Die Sitzungszeiten wahrend der Sessionen sind im Nationalrat seit 1974 unverandert:
Montag von 14.30 bis 19.00 Uhr, Dienstag von 8.00 bis 13.00 Uhr, Mittwoch von 8.00 bis
13.00 und 15.00 bis 19.00 Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 13.00 Uhr und in der letzten
Sessionswoche von 15.00 bis 19.00 Uhr sowie am Freitag der letzten Sessionswoche von
8.00 bis 11.00 Uhr. Bei grosser Geschéftslast oder dringlichen Geschéaften kénnen auch
Nachtsitzungen von 19.00 bis 22.00 Uhr einberufen werden. Im Stéanderat beginnen die
Sitzungen seit 2007 am Morgen jeweils um 8.15 Uhr. Zwar wollte damals auch der
Nationalrat den Sitzungsbeginn anpassen, ein von der grossen Kammer gutgeheissener
Ordnungsantrag von J. Alexander Baumann (svp, TG) verhinderte dies jedoch. Mit einer
Ende 2014 eingereichten parlamentarischen Initiative verlangte Maria Bernasconi (sp,
GE) einen Sitzungsbeginn entsprechend dem standeratlichen Stundenplan - also
ebenfalls um 8.15 Uhr. Ihre Begrindung beruht dabei weniger auf einer Harmonisierung
der Sitzungszeiten als vielmehr in der Anpassung an den Umstand, dass immer mehr
Parlamentarierinnen und Parlamentarier Elternpflichten hatten: Ein um 15 Minuten
nach hinten verschobener Sitzungsbeginn am Morgen sei vor allem hinsichtlich der
Ankunftszeiten der Zlge familienvertraglicher.

Das Biro des Nationalrates (Bliro-NR) gab der Initiative Ende August 2015 Folge und
nahm sich einer Reform des Geschaftsreglements des Nationalrates an.

Die aufgrund einer parlamentarischen Initiative Bernasconi verfasste Reform des Buros
des Nationalrates wurde in der Fruhjahrssession 2016 beraten. Die Initiantin war im
Herbst 2015 zurtickgetreten und folglich nicht mehr im Saal zugegen. Die Sprecherin
des Buros, Edith Graf-Litscher (sp, TG), machte sich im Namen des Buros fir das
Anliegen stark. Damit Eltern am Abend nach Hause fahren kénnen, sei der Beginn der
Sitzungen auf 8.15 Uhr anzusetzen. Die Zige kdnnten dann so gewéhlt werden, dass
man rechtzeitig zum Beginn der Debatten wieder in Bern sei. Roland Rino Buichel (svp,
SG) bezeichnete den Titel der Initiative als Etikettenschwindel. Es gehe nicht darum,
Vater und Mdtter zu unterstitzen, sondern eine Ausrede zu finden, am Abend nach
Hause zu fahren und trotzdem die Ubernachtungsentschadigung einstreichen zu
kénnen. Zudem sei der Saal am Morgen - auch um 8.15 Uhr - jeweils praktisch leer. Er
glaube nicht, dass sich dies mit einer Verschiebung des Sitzungsbeginns andere. Blchel
nahm zudem Bezug auf Medienberichte, welche die Vorlage als Schlafmutzen-Initiative
bezeichnet und ebenfalls auf den am Morgen sehr leeren Ratssaal hingewiesen hatten.
Er beantragte deshalb, als Vertreter der Minderheit des Buros, nicht auf die Vorlage
einzutreten. Man solle sich von der Initiantin bzw. dem Titel der parlamentarischen
Initiative ("Der Nationalrat soll an die Vater und Mitter in seinen Reihen denken!") nicht
an der Nase herumflhren lassen. Obwohl die burgerlichen Fraktionen in der Frage
gespalten waren - auch innerhalb der SVP selbst - wollte eine Mehrheit des Rates mit
92 zu 73 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) nicht auf die Vorlage eintreten. Damit beginnen
die Sitzungen des Nationalrates nach wie vor eine Viertelstunde friher als jene des
Stdnderates. '

Wirtschaft
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.09.2003
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.02.2004
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.10.2004
HANS HIRTER

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

L'adoption, en 2011, des Principes directeurs des Nations Unies (ONU) relatifs aux
entreprises et aux droits I'hnomme a largement médiatisé la problématique de la
responsabilité des entreprises. Dans cette optique, une initiative populaire
«Entreprises responsables — pour protéger I'étre humain et I'environnement> a été
déposée. La Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats (CAJ-CE) a soumis
un contre-projet indirect par I'intermédiaire d'une initiative parlementaire. L'objectif
de cette initiative parlementaire est de compenser la formulation vague et I'extrémisme
de l'initiative populaire initiale, afin de proposer une mise en ceuvre contraignante et
cohérente. Cette initiative parlementaire précise que les activités a risque doivent étre
définies par le législateur, que le respect de I'obligation de diligence doit étre non
seulement contrdlée, mais également sanctionnée, et que les violations graves doivent
engager la responsabilité civile de la société mere. La Commission des affaires
juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a refusé de donner suite & linitiative
parlementaire. L'élaboration d'un contre-projet indirect a été intégré a la révision du
droit de la société anonyme (16.077). 2

Wettbewerb

Der Nationalrat gab gegen den Widerstand der Linken einer parlamentarischen Initiative
Hegetschweiler (fdp, ZH) Folge, welche eine Liberalisierung der
Sortimentsbeschrankungen und Ladendéffnungszeiten in den Bahnhof- und
Flughafenarealen fordert. Gemass einem Bundesgerichtsurteil vom Vorjahr dirfen
diese Geschafte an Sonntagen gemass den arbeitsrechtlichen Bundesvorschriften auch
dann einzig bestimmte Produkte (so genannter Reisebedarf) verkaufen, wenn die
kantonalen Gesetze die Offenhaltung von Geschaften erlauben. *

Die WAK des Nationalrats legte ihren Bericht zur Umsetzung der im Vorjahr
angenommenen parlamentarischen Initiative Hegetschweiler (fdp, ZH) fir eine
Liberalisierung der Sortimentsbeschrankungen und der Ladenéffnungszeiten in den
Bahnhof- und Flughafenarealen vor. Die Initiative war eine Reaktion auf ein Urteil des
Bundesgerichts aus dem Jahre 1997 gewesen, welches festgehalten hatte, dass die,
gemessen an den Vorschriften in den Standortkantonen, liberalen Laden&ffnungszeiten
in Bahnhofen nur fur Geschafte gelten wurden, deren Angebot in sehr engem
Zusammenhang mit dem Bedarf von Reisenden steht (z.B. Biicher, Blumen, Getranke).
Nachdem das Parlament 1998 die Bestimmungen, was zum Bedarf von Bahn- und
Flughafenkunden gehort, erweitert hatte (z.B. auch Unterhaltungselektronik, Kleider
und Schuhe), blieb das Bundesgericht bei seiner restriktiven Haltung. Es anerkannte,
dass damit fiir diese Laden zwar liberalere Offnungszeiten gelten, urteilte aber, dass die
Beschéftigung von Verkaufspersonal am Sonntag geméss Arbeitsgesetz verboten resp.
bewilligungspflichtig ist. Die Kommission schlug nun vor, dass fur die Sonderregelung
des Abend- und Sonntagsverkaufs in Bahnhofen und Flughdfen nicht mehr das
Warensortiment sondern die Grosse und Bedeutung dieser Zentren des 6ffentlichen
Verkehrs entscheidend sein soll. Mit einer Teilrevision des Arbeitsgesetzes soll in
bedeutenden Verkehrszentren die Arbeit in diesen Geschéften bis 23h00 und am
Sonntag bewilligungsfrei werden, wobei fur die Sonntagsarbeit Vorschriften Uber
Kompensationen und minimale Anzahl von arbeitsfreien Tagen erlassen werden. Die
Kommissionsmitglieder der SP und der GP beantragten, darauf entweder gar nicht
einzutreten oder dann wenigstens die Bestimmung aufzunehmen, dass die
Sonntagsarbeit nur bei Vorliegen eines Gesamtarbeitsvertrags zugelassen werde. *

Der Nichteintretensantrag der  Kommissionsminderheit = sowie auch ein
Ruckweisungsantrag Daguet (sp, BE) wurden im Nationalrat deutlich abgelehnt. Er fand
nur bei der SP (mit vier Abweichlern), der Fraktion EVP/EDU, einer knappen Mehrheit
der Grlnen sowie einzelnen Vertretern der CVP Unterstltzung. In der Detailberatung
unterlag auch der Antrag, die bewilligungsfreie Sonntagsarbeit lediglich fur Geschafte
mit einem Gesamtarbeitsvertrag einzufihren. Im Sténderat war die Sache vorerst nicht
so klar. Auch burgerliche Abgeordnete fanden, dass die Kommission des Nationalrats
ein Vernehmlassungsverfahren zumindest bei den Kantonen hatte durchflihren mussen,
und dass zudem die Definition, was als bedeutendes Verkehrszentrum zu gelten habe,
naher bestimmt werden musste. Auf Antrag Gentil (sp, JU) beschloss die kleine Kammer
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.11.2005
HANS HIRTER

zwar Eintreten, aber Riuckweisung an ihre eigene Kommission, um das Versaumte
nachzuholen. Nach diesen Abklarungen stimmte auch der Standerat zu und das
Geschaft wurde in der Herbstsession verabschiedet. Nachdem im Nationalrat der
Gewerkschaftsbundspréasident Rechsteiner (sp, SG) vor der Schlussabstimmung mit
dem Referendum gedroht und die Delegiertenversammlung des SGB dieses bereits vor
der Behandlung im Standerat grundséatzlich beschlossen hatte, lancierte dieser die
Unterschriftensammlung fir eine Volksabstimmung. Das Referendum wurde anfangs
2005 mit gut 80'000 Unterschriften eingereicht. Nicht nur in Bahnhéfen und Flughafen
gibt es Sonntagsarbeit in Detailhandels- und Dienstleistungsbetrieben, sondern auch in
bestimmten Geschéaften (z.B. Backereien) und generell in Tourismusorten. Die
Bestimmungen sind infolge der kantonal geregelten Offnungszeiten uneinheitlich. Der
Standerat Uberwies eine Motion seiner WAK, welche eine zusammenfassende
Darstellung dieser Verhaltnisse und der geltenden Schutzbestimmungen fir die
Beschaftigten verlangt. ®

Nachdem die beiden Gewerkschaftsdachverbdnde SGB wund Travail.Suisse zu
Jahresbeginn das Referendum gegen eine Revision des Arbeitsgesetzes im
Zusammenhang mit der Liberalisierung der Ladenoffnungszeiten in den Bahnhof- und
Flughafenarealen eingereicht hatten, stimmte das Volk im Herbst darlber ab. Inhaltlich
ging es darum, in grossen Zentren des &6ffentlichen Verkehrs (d.h. in etwa 25 Bahnhéfen
und den Flughafen) die Beschaftigung von Verkaufspersonal an Sonntagen und am
Abend ohne Sonderbewilligung und ohne Limitierung des Warenangebots auf
Reisebedarf zu erlauben. Die Gegner der Vorlage, neben den Gewerkschaften die SP,
die GP, die EVP, die PdA und die EDU sowie die Organisationen der protestantischen
und der katholischen Kirchen, sahen in dieser Liberalisierung nur einen ersten Schritt
zu einer generellen Aufhebung des Sonntagsarbeitsverbots. Sie massen deshalb der
Gesetzesrevision, von der direkt lediglich rund 2500 Beschaftigte in den grossen
Bahnhoéfen und Flughdfen betroffen waren, einen grossen symbolischen Wert zu.
Opposition meldete auch der Schweizer Detaillistenverband, in welchem die kleinen
Verkaufsgeschafte zusammengeschlossen sind, an. Er befurchtete Konkurrenznachteile,
weil sich seine Mitglieder in der Regel die teuren Mieten in den Bahnhéfen nicht leisten
und deshalb von den liberaleren Offnungszeiten nicht profitieren kénnen.

Fiir die Arbeitsgesetzrevision traten die SVP, die FDP, die CVP und die Liberalen sowie
Economiesuisse und der Gewerbeverband ein. Am meisten erstaunte die sehr deutlich
(mit 122:9 Stimmen) beschlossene Ja-Parole der traditionell der katholischen Kirche
nahe stehenden CVP; lediglich funf ihrer Kantonalparteien entschieden sich fur ein
Nein (LU, OW, SZ, Tl, VS) und eine gab die Stimme frei (BL). Dass sich die Leitung der SBB
ebenfalls fur die Gesetzesrevision einsetzte, da sie mit der Vermietung dieser Laden
betrachtliche Einnahmen erzielt, veréargerte die Gewerkschaften. Die Beflrworter
argumentierten, die dank einer bis zur Volksabstimmung geltenden Sonderbewilligung
des Bundesrats zugelassenen liberalisierten Offnungszeiten entsprachen offensichtlich
einem Bedurfnis der Konsumenten. Zudem wiesen sie darauf hin, dass die Ablehnung
der Vorlage nicht etwa, wie von den Gegnern behauptet, die Beibehaltung des
gegenwartigen Zustandes, sondern eine Rickkehr zu den friheren restriktiven
Verhéltnissen bedeuten wirde. Dies hatte die Schliessung von Laden resp. eine massive
Reduktion ihres Sortiments und ihrer Verkaufsflache und damit auch die Entlassung von
Personal zur Folge.

Das Volk stimmte am 27. November der Arbeitsgesetzrevision und damit der generellen
Offnung der Laden in grossen Bahnhéfen und Flughafen an Sonntagen und am Abend
mit einer hauchdiinnen Mehrheit von 50,6% zu. Am deutlichsten war die Zustimmung
in den stadtischen Zentren der Deutschschweiz, die landlichen Regionen der
franzdsischsprachigen Schweiz wiesen die hdchsten Nein-Anteile auf. Angenommen
wurde die Vorlage allerdings nur in sieben, stark urbanisierten Kantonen (ZH, GE, BS, BL,
BE, AG und ZG). Am meisten Ja-Stimmen gab es im Kanton Zirich (62%), am wenigsten
im Jura mit 21%.

Abstimmung vom 27. November 2005
Beteiligung: 42,3%
Ja: 1026 833 (50,6%)

Nein: 1003 900 (49,4%)

Parolen:
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.12.2007
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2001
PHILIPPE BERCLAZ

- Ja: SVP (1*), FDP, CVP (6*), LP, Lega; Economiesuisse, SGV, SBV, Arbeitgeberverband.
- Nein: SP, GP, EVP, SD, EDU; SGB, Travail.Suisse, ev. und kath. Landeskirchen.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Obwohl das Referendum gegen die Arbeitsgesetzrevision von den Gewerkschaften
eingereicht und von allen Linksparteien unterstitzt worden war, zeigte die Vox-Analyse,
dass beim Entscheid Uber die Ladenéffnungszeiten am Sonntag nicht der Links-
Rechts-Konflikt dominierte. Im Vordergrund standen vielmehr Werthaltungen wie die
Religiositat, die Einstellung zum Wirtschaftssystem und in geringerem Masse auch zur
Modernisierung der Schweiz. Am grossten war der Verhaltensgegensatz zwischen
intensiv praktizierenden Christen und Personen, die nur selten oder gar nicht an
Gottesdiensten teilnehmen. Da stark religios gepragte Menschen und auch die Wahrer
von Traditionen sich politisch eher rechts einordnen, spielte die politische
Grundhaltung eine weniger grosse Rolle, als angesichts der Haltung der politischen
Parteien hatte erwartet werden kénnen. Die Parolen der Bundesratsparteien wurden
entsprechend unterschiedlich befolgt. Am treuesten waren die Sympathisanten der
FDP, welche zu 78% ein Ja in die Urne legten. Bei der SP und der SVP war die
Anhangerschaft halftig gespalten und bei der CVP stimmten zwei von drei
Sympathisanten gegen die Parteiparole. ¢

Die WAK des Nationalrats legte einen Vorschlag zur Liberalisierung des
Sonntagsverkaufs vor. Konkret beantragte sie eine Teilrevision des Arbeitsgesetzes, um
zu ermoglichen, dass das Verkaufspersonal an bis zu vier Sonntagen beschéftigt
werden kann, ohne dass fur die Durchfihrung eines Sonntagsverkaufs ein
Bedarfsnachweis erbracht werden muss. An wie vielen von diesen vier Sonntagen die
Geschafte effektiv gedffnet sein und welche es sein werden, legen die Kantone in ihren
kantonalen Gesetzen Uber die Ladendffnungszeiten selbst fest. Die Aktivitat der WAK
ging auf eine 2003 eingereichte und in der Folge von den WAK beider
Parlamentskammern unterstltzte parlamentarische Initiative Kurt Wasserfallen (fdp, BE)
zurlck. Ausloser fur diesen Vorstoss war ein Urteil des Bundesgerichts gewesen, das
verlangt hatte, dass auch flr die zur Gewohnheit gewordenen Sonntagsverkaufe in der
Vorweihnachtszeit ein Bedarfsnachweis fur jeden einzelnen Verkaufstag zu erbringen
ist. Der Bundesrat unterstltzte die Kommissionsvorschlage, die Vertreter der SP und
der GP bekampften sie sowohl in der WAK als auch im Nationalrat. Obwohl die Linke
Unterstltzung durch die EVP/EDU-Fraktion erhielt, setzte sich der Vorschlag der WAK
durch. Die Linke opponierte auch im Standerat, konnte sich aber auch hier nicht
durchsetzen, und die Gewerkschaft Unia machte ihre wéhrend und nach den
Beratungen vorgebrachte Referendumsdrohung nicht wahr. ’

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Luftfahrt

Aprés les débrayages @ Genéve et les menaces latentes, les représentants des syndicats
et les employeurs se sont entendus sur les CHF 110 millions réclamés par les employés
(versements pendant le délai de licenciement, indemnités de départ de quatre mois /
cing pour les pilotes et préretraites). Seul probleme, personne ne savait d’ou allait
provenir le financement. La justice zurichoise a reconduit le sursis concordataire
jusqu’au 5 juin 2002 pour SairGroup, SairLines, Swissair et Flightlease. Au parlement,
'UDC et le PDC ont demandé la mise sur pied d'une commission d’enquéte
parlementaire (CEP) sur la débécle de Swissair (Iv.pa. 01.458; Iv.pa. 01.459). Les radicaux
et les verts étaient opposés. Les socialistes, qui auraient pu assurer la création de la
CEP avec leur appui, ont temporisé. lls réservaient leur réponse a février 2002, mais
soutenaient I'enquéte de la commission de gestion des Etats. Celle-ci se penchait sur le
devoir de surveillance de I'OFAC, sur le réle de la Confédération en tant qu’actionnaire,
sur la gestion de la crise par le Conseil fédéral et sur les raisons du grounding du 2.10.
Lors de I'assemblée générale des actionnaires, le conseil d’administration de Crossair a
démissionné dans sa totalité, y compris son fondateur Moritz Suter, afin de laisser place
libre a une nouvelle équipe de onze membres présidée par le hollandais Pieter Bouw.
Le nouveau conseil d’administration a approuvé le business-plan. Entre temps, le
DETEC a octroyé a Crossair 31 concessions pour des lignes court et moyen-courriers
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.2003
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.20056
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.02.2017
DIANE PORCELLANA

qui étaient desservies par Swissair. En fin d’année, le Conseil fédéral a levé la garantie
étatique pour risques liés aux actes de guerre ou de terrorisme. En effet, les assureurs
garantissaient a nouveau la couverture des risques allant jusqu’a 1 milliard de dollars. ®

Sozialpolitik
Bevélkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Gegen einen rechtsbirgerlichen Antrag gab der Nationalrat ganz knapp mit 87 zu 86
Stimmen einer parlamentarischen Initiative Dormann, Rosmarie (cvp/pdc, LU) NR/CN
Folge, die eine Regelung der Arbeit auf Abruf verlangt. Die Initiantin machte geltend,
laut der Arbeitskrafteerhebung SAKE arbeiteten rund 160'000 Personen (5% aller
Erwerbstatigen) in dieser prekdren Form. 66% seien Frauen, 60% verflgten Uber kein
garantiertes Minimum an Arbeitsstunden. Es gehe ihr nicht darum, die Arbeit auf Abruf,
die fur einen Teil der Frauen auch positive Aspekte habe, zu verhindern, doch es
mussten gesetzliche Leitplanken geschaffen werden, um Missbréuche von Seiten der
Arbeitgeber zu verhindern. Insbesondere fordert die Initiative die Einflhrung einer
Abrufverpflichtung, einer Ankindigungsfrist und eines vereinbarten Mindestpensums.
Gegen die Annahme der Initiative votierten die geschlossenen Fraktionen von SVP und
LP sowie eine grosse Mehrheit der FDP. °

Der Nationalrat hatte 2003 mit knappem Mehr einer von der Linken und der CVP
unterstitzten parlamentarischen Initiative Dormann Folge gegeben, welche eine
spezielle gesetzliche Regelung der Arbeit auf Abruf und dabei insbesondere einen
ausgebauten Schutz fur die Beschéaftigten verlangte. Die WAK-NR beantragte nun,
dieses Ziel sei nicht weiter zu verfolgen und der Vorstoss abzuschreiben. Ein enges
gesetzliches Korsett mit Vorschriften tber Minimalbeschaftigung, Entschadigung fir die
Zeit, wahrend der sich die Angestellten flr eine Arbeit auf Abruf bereit zu halten haben,
frhe Ankindigung von Aufgeboten etc. wirde diese Beschéaftigungsform fir die
Unternehmer derart unattraktiv machen, dass im Endeffekt Arbeitsplatze verloren
gehen und die auf diese Weise Beschaftigten zu Arbeitslosen wurden. Die CVP-
Vertreterin Meier-Schatz (SG) wehrte sich vergeblich fur die Initiative. Da diesmal nicht
nur die SVP, die FDP und die LP, sondern auch fast die Halfte der CVP-Fraktion die
Initiative ablehnten, wurde sie mit 101 zu 79 Stimmen abgeschrieben. ™

L'initiative parlementaire, déposée par Konrad Graber (pdc, LU) demande
Iintroduction d’un régime de flexibilité partielle dans la loi sur le travail (LTr), en
réponse aux besoins des sites scientifiques et économiques suisses. Quatre
modifications sont apportées a la loi. L'article 27 al. 3 instaure que les salariés exercant
une fonction dirigeante ou les spécialistes disposant d’'une autonomie comparable ne
soient pas soumis & certaines dispositions de la loi s’ils le consentent et qu'ils
travaillent dans le secteur des services. Ces dispositions concernent la durée du travail
et de repos, le travail du dimanche, les demi-journées de congé hebdomadaire et la
prise en compte des responsabilités familiales notamment. Cela se justifie par le fait
qu’ils sont moins liés a des instructions et qu’ils déterminent de maniére autonome
leur horaire de travail, il ne serait donc pas nécessaire que leurs temps de travail et de
repos soient réglementés. D’autant plus que plusieurs études scientifiques attestent
des bienfaits sur la santé et la possibilité d'avoir un meilleur équilibre entre vie
professionnelle et vie privée gréce a l'autonomie dans l'organisation du temps de
travail. Selon I'article 9 al. 3bis, certaines catégories d’entreprises, de travailleurs ou de
branches économiques pourraient étre libérées de I'obligation de la durée maximale de
travail hebdomadaire, sous respect que le travailleur soit soumis a un régime
dannualisation du temps de travail respectant les 45 heures par semaine. L'article 15a
al.2 est complété et laisse la possibilité au Conseil fédéral de fixer d"autres exceptions
par voie d’ordonnance concernant la durée de repos. Finalement, I'article 15a al.3,
précise la durée de repos pour les travailleurs adultes soumis & un régime
d’annualisation du temps de travail. Le Conseil fédéral devra adapter les ordonnances
relatives & la loi sur le travail afin d"assurer la révision de celle-ci. Les modifications sont
présentées dans I'optique d’assouplir la rigidité des temps de travail, de les adapter a la
société de service, et pour éviter toute délocalisation d’emplois a [|'étranger.
L'inflexibilité des régles prétérite des modeles d’activité et d’horaire de travail, comme
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par exemple l'annualisation du temps de travail, qui ont I'avantage d’offrir des
possibilités de formation. De plus, elles ne permettent pas d’adapter I'organisation du
travail individuel & la vie familiale et sociale. Autre point négatif, les entreprises du
secteur des services éprouvent avec celles-ci des difficultés a répondre aux exigences
d’'un marché conditionné par des périodes de point, ce qui améne la clientele a se
diriger vers des prestataires étrangers. En aolt 2016, la Commission de I"économie et
des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) avait donné suite a l'initiative avec 10
voix contre 3; la commission concernée du Conseil national I'a suivie en février 2017
avec 18 voix contre 6. Cependant, lors des délibérations au sein de la commission du
Conseil des Etats, la majorité des membres de la CER-CE était d'avis que la loi sur le
travail doit étre adaptée aux réalités actuelles, une minorité craignait que les employés
ne bénéficient plus d'une protection suffisante avec ces modifications. Dans l'autre
commission, la droite a suivi I'avis de la majorité de I'autre commission. Par contre, la
gauche craignait pour la protection de la santé des travailleurs mais aussi pour leurs
salaires. Les deux commissions ayant donné suite, un projet d’acte pourra étre établi. "

La CER-CE, dans le cadre des travaux sur la libéralisation du temps de travail, a chargé
I'administration d'élaborer deux projets afin de mettre en ceuvre les initiatives
parlementaires 16.414 et 16.423. Elle n'a également pas donné suite a l'initiative
parlementaire 16.442, afin d'éviter que deux commissions se penchent sur le méme
sujet en parallele. Apres deux lectures, la commission a approuvé les deux avant-
projets, par 8 voix contre 3 et 1 abstention et par 7 voix contre 3 et 1 abstention. Ceux-
ci seront soumis & consultation dés aoGt 2018. ™

La CER-CE a approuvé définitivement le projet de libéralisation du temps de travail
par 10 voix contre 3, sans procéder a des modifications, apres la procédure de
consultation. Toutefois, elle s'est réservée le droit de le compléter ultérieurement, en
fonction de I'avis en la matiere du Conseil fédéral.

Lors de la procédure de consultation, I'avant-projet était soumis en parallele de celui
découlant de I'initiative parlementaire 16.423. Douze cantons (AR, GE, GL, GR, NE, NW,
SG, TI, UR, VD, VS, ZH), le PS et les Verts ont rejeté les deux avants-projets, alors que le
PLR, le PVL et I'UDC les ont approuvés. Le PDC les a soutenus mais proposait quelques
ameéliorations. Les cantons d'AG, BL, BS, LU, SO, SZ, TG se positionnaient en faveur
d'une libéralisation mais souhaitaient des propositions de réglementations alternatives.
Les cantons du Jura, de Berne, de Schaffhouse et d'Appenzell Rhodes-Intérieures ont
supporté uniquement cet avant-projet. Le canton de Fribourg I'a rejeté.

Le Conseil des Etats prolonge le délai de traitement des deux initiatives
parlementaires. *

Le Conseil fédéral se prononcera sur les projets visant la libéralisation du temps de
travail (Iv.pa. 16.414 et 16.423), apres la publication des résultats de I'étude commandée
par le SECO portant sur la mise en ceuvre des articles 73a et 73b de I'ordonnance 1de la
loi sur le travail (OLT1). Ces articles prévoient la possibilité de simplifier la saisie du
temps de travail, voire d’y renoncer. En raison des résultats controversés de la
conjointe procédure de consultation, le Conseil fédéral recommande au Parlement de
statuer en méme temps sur les deux projets. Il propose donc de suspendre I'examen du
texte de loi proposé par la CER-CE, jusqu'a ce qu'elle ait pu se positionner sur le projet
de libération du personnel dirigeant et des spécialistes de I'obligation de saisie du
temps de travail.

La CER-CE a présenté des nouvelles propositions relatives au modele spécial d'horaire
annualisé, comme par exemple la limitation du champ d'application du modeéle aux
supérieurs et aux spécialistes ayant un revenu supérieur a 120'000 francs ou titulaires
d’un dipldme de formation supérieure; I'approbation des personnes concernées ou des
représentantes et des représentants des travailleuses et des travailleurs de I'entreprise;
la durée maximale effective de travail hebdomadaire de 67 heures; la répartition de la
durée du travail annuel sur au minimum 40 semaines. Elle publiera un nouveau rapport
et le soumettra au Conseil fédéral. ™
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Le Conseil fédéral a pris acte des modifications apportées par la CER-CE au projet
visant la libéralisation du temps de travail. D'une part, il reproche a la commission de
n'avoir pas inclus les partenaires sociaux au processus. D'autre part, selon lui, le projet
révisé ne désamorce pas les craintes évoquées dans le cadre de la procédure de
consultation. Jugeant les chances de réussite du projet faibles, il propose de ne pas
entrer en matiére sur le projet de loi. Si sa proposition n'est pas suivie par le Parlement,
il recommande de consulter les partenaires sociaux sur une série de dispositions du
projet et de considérer ['évaluation des conséquences des nouvelles regles
d'enregistrement de la durée du travail, dans le but de trouver rapidement des
solutions acceptables pour les parties prenantes. ™

Arbeitszeit

Mit dem knappsten je registrierten Resultat seit der Einfihrung des Quorums von 100
000 Unterschriften kam die Volksinitiative der SD (ehemals NA) "fiir einen arbeitsfreien
Bundesfeiertag" (" 1. August-Initiative") formell zustande. Von den Ende September
nach volliger Ausschopfung der Sammelfrist eingereichten 104 022 Unterschriften
erklarte die Bundeskanzlei nach der Uberpriifung 102 660 fiir gultig. In der
Herbstsession stimmte der Nationalrat einer im Inhalt identischen parlamentarischen
Initiative des Berner SD-Vertreters Ruf zu, nachdem ein analoger Vorstoss zwei Jahre
zuvor noch klar abgelehnt worden war.

Zum ersten Mal seit 65 Jahren - und erst zum vierten Mal in den 101 Jahren seit
Einfihrung der Volksinitiative - sagte der Bundesrat wieder ja zu einem
ausformulierten Volksbegehren: Er unterstiitzte die Initiative der Schweizer
Demokraten (SD), wonach der 1. August offiziell zum arbeitsfreien Bundesfeiertag
erklart werden soll. Bisher hatte sich der Bundesrat immer sehr zurtickhaltend zu dieser
Frage geaussert, weil er nicht in die foderalistische Ordnung eingreifen wollte. Noch
1987 war ihm der Nationalrat gefolgt und hatte eine entsprechende Einzelinitiative Ruf
(sd, BE) abgelehnt. Drei Jahre spater wurde ein gleiches Begehren Rufs dann vom Rat
angenommen. Im Oktober 1990 doppelten die SD nach und reichten mit 102 660
Unterschriften ihr Volksbegehren ein.

In der Folge der angenommenen parlamentarischen Initiative Ruf arbeitete die
Petitions- und Gewahrleistungskommission des Nationalrates einen Gesetzesentwurf
aus, der gesamtschweizerisch flr den 1. August Arbeitsfreiheit bei vollem Lohn vorsieht.
Der Bundesrat erachtete diesen Text als durchaus tauglich flur die
Ausfihrungsgesetzgebung. Um aber den fdderalistischen Bedenken Rechnung zu
tragen, schlug er vor, durch die Unterstitzung der Volksinitiative den Grundsatz des
arbeitsfreien Nationalfeiertags in der Verfassung zu verankern, damit sich Volk und
Stdnde an der Urne dazu dussern kénnen. Die vorberatende Nationalratskommission
folgte der Argumentation des Bundesrates und sprach sich einstimmig — allerdings bei
sechs Enthaltungen — ebenfalls fur die Volksinitiative aus. "

Der Bericht des Bundesrates enthielt einen Gesetzesentwurf, der identisch war mit
dem Vermittlungsvorschlag, der beim letzten Treffen der Sozialpartner ausgearbeitet
worden war. Er umfasste zum einen jene Bestimmungen aus der Revisionsvorlage 1996,
die in der parlamentarischen Behandlung sowie im Vorfeld der Abstimmung ganz oder
weitgehend unbestritten blieben. Es sind dies insbesondere die Gleichstellung von Frau
und Mann in bezug auf die Arbeits- und Ruhezeiten (namentlich hinsichtlich Nacht-
und Sonntagsarbeit), die medizinische Betreuung der in der Nacht Beschaftigten sowie
der Sonderschutz bei Mutterschaft jener Frauen, die Nachtarbeit verrichten. Zum
anderen beinhaltete der Gesetzesentwurf neue Vorschlage flr jene Bestimmungen, die
gemass Abstimmungsanalyse in der Hauptsache zur Ablehnung der ersten Vorlage
gefuhrt hatten. In diesem Sinn wurden neue L&sungen vorgeschlagen fur die
Abendarbeit (ab 20 Uhr und nicht mehr ab 23 Uhr, allerdings bis 23 Uhr nicht
bewilligungspflichtig, sondern in Absprache mit den Arbeitnehmern zu regeln), die
Uberzeit (maximal noch 130-160 Stunden pro Arbeitnehmer und Jahr anstatt wie bisher
220 bis 260 Stunden) und die Abgeltung von regelmassig geleisteter Nachtarbeit (10%
Zeitzuschlag). Ersatzlos gestrichen wurde die Liberalisierung der Sonntagsarbeit in
Verkaufsgeschaften. Die Vorschlage des Bundesrates wurden von der WAK Uberaus
positiv aufgenommen. Mit nur leichten Retouchen bei der Uberstundenregelung
(maximal 170 Stunden pro Jahr bei der 45-Stunden-Woche und 140 Stunden bei der 50-
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Stunden-Woche) Gbernahm sie den bundesratlichen Gesetzesentwurf und kleidete ihn
in die Form einer Kommissionsinitiative. '

Wer Teilzeit leistet, soll in der Unfallversicherung und in der beruflichen Vorsorge nicht
langer benachteiligt werden. Die Nationalratskommission flr soziale Sicherheit und
Gesundheit unterstitzte zwei parlamentarische Initiativen mit diesem Ziel. Eine
Initiative Roth Bernasconi (sp, GE ) verlangte, dass auch Teilzeitarbeitende, die weniger
als 12 Stunden pro Woche fur den gleichen Arbeitgeber arbeiten, der obligatorischen
Nichtberufsunfallversicherung unterstellt werden (Pa. Iv. 97.411). Mit ihrer Initiative
wollte Zapfl (cvp, ZH) erreichen, dass der Koordinationsabzug in der beruflichen
Vorsorge dem Beschéaftigungsgrad angepasst wird. Heute ist erst der Jahreslohn, der
23 880 Fr. Ubersteigt, dem Obligatorium der beruflichen Vorsorge unterstellt. Das fuhrt
beispielsweise dazu, dass Teilzeitarbeitende, welche mehrere Stellen innehaben, nicht
oder nur ungenugend versichert sind, und dass Ehepartner, welche die Rollenteilung
praktizieren, viel tiefere Altersrenten erhalten als traditionelle Familien, in denen der
Mann vollzeitbeschéftigt ist.

In der Dezembersession behandelte das Plenum des Nationalrates den gemeinsamen
Vorschlag von Bundesrat und WAK. Kommissionsberichterstatter David (cvp, SG)
bezeichnete es als Pflicht und Schuldigkeit des Parlaments, den Willen des Volkes zu
vollziehen, und er warnte alle Gegner der Vorlage vor einer neuerlichen Niederlage.
Dass es sehr wohl dazu kommen kdénnte, liess die kaum verdeckte Referendumsdrohung
von Rennwald (sp, JU) gegen eine allfallige Modifizierung dieses Entwurfs erahnen. Auch
CNG-Président Fasel (csp, FR) zeigte sich gewiss, dass die Gewerkschaften den
Abstimmungssieg von 1996 jederzeit wiederholen kénnten. Bonny (fdp, BE) raumte ein,
dass die Burgerlichen mit der ersten Vorlage ein jammerliches Fiasko erlitten hatten.
Der ehemalige BIGA-Direktor forderte seine burgerlichen Ratskollegen dazu auf, den
Vorschlag zu akzeptieren. Maitre (cvp, GE) wehrte sich gegen die Einteilung in Sieger
und Besiegte, sprach sich aber ebenfalls fir den Vermittiungsvorschlag aus. Aus dem
Kompromiss scherten SVP und FP sowie Gewerbe- und Industrievertreter von FDP und
CVP aus. Hart gerungen wurde in der Detailberatung um die Zahl der zulédssigen
Uberstunden und die Kompensationen fiir dauernde oder regelmassige Nachtarbeit. Bei
den Uberstunden verlangten SVP und FP 230 respektive 200 Stunden, unterlagen
jedoch mit 109 zu 38 Stimmen. Abgeblockt wurden auch die Versuche eine Minderheit
im bdurgerlichen Lager, den Zeitzuschlag mit Lohnzuschléagen zu ersetzen und die auf
sieben Stunden festgelegte, teurere Nachtarbeit zu verklirzen. Ohne eine einzige
Anderung an dem von WAK vorgelegten Entwurf nahm der Nationalrat das revidierte
Arbeitsgesetz mit 115 zu 21 Stimmen (bei 15 Enthaltungen) an . %

FUr eine Besserstellung der Teilzeitarbeitenden im Bereich der Sozialversicherungen
sprach sich der Nationalrat aus. Mit 92 zu 66 Stimmen nahm er eine parlamentarische
Initiative Zapfl (cvp, ZH) an, welche den Koordinationsabzug im Rahmen der beruflichen
Vorsorge proportional zum Beschéaftigungsgrad senken will. Damit sollen auch jene
Teilzeitbeschaftigten, die pro Jahr weniger als 23 880 Fr. (Ansatz 1998) verdienen, ihren
Anspruch auf die Aufnahme in die betrieblichen Pensionskassen geltend machen
kénnen. Mit 86 zu 72 hiess der Rat zudem eine parlamentarische Initiative Roth (sp, GE)
gut, die verlangt, dass Arbeitnehmende, die wo&chentlich weniger als 12 Stunden
arbeiten, auch bei Nichtbetriebsunfallen obligatorisch fur Taggelder und Renten
versichert sind. ?

In der Deutschschweiz wurde der Abstimmungskampf wegen der mangelnden
Unterstltzung von SP und SGB nur sehr lau gefuhrt, ganz im Gegensatz zur Romandie,
wo die Gegner der Vorlage in den Medien starker prasent waren. Alle Parteien - mit
Ausnahme von PdA und SD - sowie die Gewerkschaften unterstlitzten die Vorlage; die
Grinen waren uneins und beschlossen Stimmfreigabe. Am 29. November hiess das Volk
die Gesetzesrevision mit 63,4% Ja-Stimmen gut. Die Romandie zeigte sich dem neuen
Gesetz gegenlber kritischer als die Deutschschweiz, aber langst nicht mehr so negativ
wie 1996. Einzig die Kantone Jura (64,8% Nein-Stimmen), Neuenburg (51,6%) und
Freiburg (560,1%) lehnten ab, wahrend Genf (54,5% Ja-Stimmen), Waadt und Wallis (je
55,9%) zwar unterdurchschnittlich annahmen, ihr deutliche Ablehnung von 1996 aber
doch in eine Zustimmung umwandelten. Der Tessin, der zwei Jahre zuvor noch klar auf
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der Seite der Nein-Stimmenden war, hiess das Gesetz im zweiten Anlauf mit 60,3% gut.
Die Deutschschweizer Kantone sagten alle deutlich ja, allerdings mit recht grossen
Unterschieden. Die Ja-Stimmen-Anteile lagen zwischen 58,8% (Thurgau) und 74,1%
(ZUrich).

Abstimmung vom 29. November 1998

Beteiligung: 38,1%
Ja: 1'072'978 (63,4%)
Nein: 620'011(36,6%)

Parolen:

- Ja: CSP, CVP, EDU, EVP, FDP, FPS, LdU (1*), SPS (2*), SVP; SAV, SBV, SGB, SGV,
TravailSuisse, VSA

- Nein: KVP, PdA (1*), SD (1*); Frauen macht Politik (FraP)

- Stimmfreigabe: GPS (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen %

Eine parlamentarische Initiative Rechsteiner (sp, SG), die eine obligationenrechtlich
festgelegte Entschadigung der geleisteten Uberzeit durch Zeit- resp. Lohnzuschlage
erreichen wollte, wurde vom Nationalrat mit 82 zu 60 Stimmen abgelehnt. Die grosse
Kammer schloss sich damit der Mehrheit der vorberatenden Kommission an, welche die
Arbeitsmarktflexibilitat als Standortvorteil der Schweizer Wirtschaft hoher wertete als
sozialpolitische Bedenken gegentiber dem Stress am Arbeitsplatz. »

Mit 147 zu 57 Stimmen lehnte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Fetz (sp,
BS) ab, die den 1. Mai auf nationaler Ebene zum arbeitsfreien und bezahlten Feiertag
erklaren wollte. Die Initiantin machte vergebens geltend, eine Aufwertung des Tags der
Arbeit, der in mehreren Kantonen bereits als Feiertag gilt, ware ein Zeichen fir die
Wurdigung der Arbeit in Abgrenzung zur Uberhandnehmenden ,Abzockerei™ auf
Borsen- oder Managerebene und eine generelle Wirdigung der in der Schweiz letztlich
gut funktionierenden Sozialpartnerschaft. %

Obgleich die Mehrheit der vorberatenden Kommission flr Folgegeben pladierte, setzte
sich im Nationalrat eine rechtsbirgerliche Minderheit mit 93 zu 83 Stimmen durch und
verwarf eine von Vertreterinnen und Vertretern aller Fraktionen mitunterzeichnete
parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL) (Pa.lv. 01.437), die
mindestens eine funfte Ferienwoche fur Arbeitnehmende lber 50 Jahren einflhren
wollte. Ebenfalls abgelehnt wurde eine parlamentarische Initiative Wyss (sp, BE) (Pa.lv.
01.445), die sechs Wochen Ferien fir Lehrlinge und jugendliche Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen verlangte. *

Trotz Referendumsdrohungen durch die Gewerkschaften beschloss das Parlament eine
Liberalisierung des Sonntagsverkaufs. Es stimmte einer Teilrevision des Arbeitsgesetzes
zu, um zu ermoglichen, dass das Verkaufspersonal an bis zu vier Sonntagen beschéftigt
werden kann, ohne dass von den Geschéftsinhabern wie bisher ein Bedarfsnachweis fur
die Durchflihrung eines Sonntagsverkaufs erbracht werden muss. *

Eine parlamentarische Initiative Rennwald (sp, JU) verlangte, es sei (vorbehéltlich
gesamtarbeitsvertraglicher Regelungen) ab 2015 gesetzlich eine Vier-Tage-Woche auf
der Grundlage von 36 Stunden Wochenarbeitszeit einzufuhren mit der Auflage, die
Halfte der gewonnen Freizeit zur Weiterbildung zu nutzen. Der Vorstoss fand nur
gerade die Unterstitzung der SP und der GP und wurde mit 111 zu 53 Stimmen
abgelehnt. Der Sprecher der Kommissionsmehrheit erinnerte daran, dass die
Stimmburger seit 1958 in vier Abstimmungen eine gesetzliche Verklrzung der
Arbeitszeit abgelehnt haben, letztmals 2002 mit fast 75% Nein; eine Verkirzung der
Arbeitszeit um rund 15% hatte zudem gravierende Auswirkungen auf den
Wirtschaftsstandort Schweiz. ¥
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Le parlement s’est prononcé en faveur d’une libéralisation des heures d’ouverture des
magasins de stations-services. Jusque-la, les magasins de stations-services étaient
tenus de respecter les horaires réguliers. Les établissements situés sur les aires des
autoroutes ou le long d’axes de circulation importants a forte fréquentation touristique
avaient la possibilité d’ouvrir jusqu’a 1 heure du matin ainsi que le dimanche. En 2010,
les deux commissions de I'économie et des redevances avaient donné suite & une
initiative parlementaire Lischer (plr, GE) demandant que soit inscrit dans la loi sur le
travail le principe selon lequel les magasins des stations-services situées sur les aires
des autoroutes ou en bordure des grands axes routiers puissent occuper des
travailleurs le dimanche et la nuit, a condition de proposer des marchandises et des
prestations qui répondent principalement aux besoins des voyageurs. Lors de la session
de printemps de I'année sous revue, le Conseil national a accepté, conformément au
projet de sa commission, cette modification par 115 voix contre 61. C’est le soutien
unanime de I'UDC, du PLR du PBD et des Vert'libéraux ainsi que d’une grande partie du
PDC qui a débouché sur une majorité confortable au sein de la chambre du peuple. Le
Conseil des Etats s’est également prononcé en faveur du projet en automne, mais a
créé une divergence en optant pour une libéralisation moins ambitieuse. Alors que le
Conseil national souhaitait appliquer la nouvelle réglementation a I'ensemble des
magasins se trouvant le long d"axes de circulation importants, la chambre des cantons y
a ajouté la formule « fortement fréequentés ». Suivant I'avis du Conseil fédéral, une
majorité des sénateurs a estimé que la version du Conseil national allait accroitre de
maniére excessive le nombre de magasins pouvant bénéficier des horaires d’ouverture
24 heures sur 24 et 7 jours sur 7. En décembre, le Conseil national s’est rallié a la
version proposée par le Conseil des Etats. Lors du vote final, le Conseil national a
adopté la modification de loi par 128 voix contre 59 et le Conseil des Etats par 29 voix
contre 11. Dans la foulée, les opposants ont lancé le référendum contre la libéralisation
des heures d’ouverture des magasins de stations-services. A cette fin, les principaux
syndicats, le PS, les Verts, le PEV, et plusieurs organisations religieuses (dont la
Fédération des Eglises protestantes et Justice et Paix, la Commission de la Conférence
des évéques suisses) s'étaient regroupés en juin au sein de « L'Alliance pour le
dimanche ». %

Elaborée sur la base d'une initiative parlementaire Luscher (plr, GE), la libéralisation
des heures d’ouverture des magasins de stations-services adoptée par le parlement en
décembre 2012 a été combattue par voie de référendum. Regroupés au sein de
« L’Alliance pour le dimanche », les opposants de la révision de la loi sur le travail
(syndicats, PS, verts, PEV, et plusieurs organisations religieuses dont la Fédération des
Eglises protestantes et la Conférence des évéques suisses) ont déposé plus de 70'000
signatures valides en avril de I'année sous revue. Comme cela fut le cas lors des
délibérations parlementaires, le projet a bénéficié du soutien des autorités fédérales,
des partis de droite (UDC, PLR, PDC, vert'libéraux et PBD) et des associations
d’employeurs et de I'économie (USAP, USAM et economiesuisse). L'analyse des
annonces publicitaires menée par I'’Année politique suisse (APS), a démontré que,
durant la campagne, les partisans ont axé leur communication sur les absurdités
bureaucratiques en vigueur. En effet, la loi sur le travail autorisait I'ouverture des
magasins concernés la nuit, mais entre 1h et 5h, ceux-ci n"avaient pas le droit de vendre
des produits qui n"étaient pas immédiatement consommables. Le camp du oui a misé
sur des comparaisons concretes, par exemple en avancant que les pizzas surgelées,
contrairement aux pizzas cuites, ne pouvaient étre vendues de maniere continue.
Quant aux adversaires, ils se sont surtout opposés a la journée de travail de 24 heures
et & une dégradation des conditions de travail pour le personnel de vente. Il est a
souligner que la valeur du dimanche a été trés nettement reléguée au second plan. Cela
est sans doute attribuable au fait que la campagne des adversaires a été orchestrée par
les syndicats et non par les organisations religieuses. Le 22 septembre, la révision de la
loi sur le travail a été acceptée par 55,8% des votants, confirmant ainsi les résultats des
sondages publiés au cours de la campagne. Au niveau des régions linguistiques,
|"approbation s’est avérée étre plus élevée au Tessin (63.6%) qu’en Suisse alémanique
(56.8%) et surtout qu’en Suisse romande (50.9%). De maniere générale, les habitants
des communes urbaines et d’agglomérations ont été plus favorables a la libéralisation
que les résidents de communes rurales.

Votation du 22 septembre 2013

Participation: 45,8%
Oui: 1'324'530 (55,8%)
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.02.2017
DIANE PORCELLANA

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.01.2018
DIANE PORCELLANA

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.06.2018
DIANE PORCELLANA

Non: 1'049'602 (44,2%)

Consignes de vote:
- Oui: UDC, PLR, PDC, PVL, PBD, UPS, eco, USAM, USP
.= Non: PSS, Verts, PEV, PCS, USS, Travs.

Avec l'initiative parlementaire pour la libération du personnel dirigeant et des
spécialistes de I’obligation de saisie du temps de travail déposée par Karin Keller-
Sutter (plr, SG) en mars 2016, la loi sur le travail (LTr) serait complétée d'un article 4éa.
Ce nouvel article précise que la saisie du temps de travail nest pas obligatoire pour les
salariés ayant une fonction dirigeante et pour les spécialistes possédant une position
similaire et faisant preuve d’autonomie quant & I'organisation de leur travail. Par cet
ajout, la référence a la réserve de l'article 46a est introduite dans I'article 46 LTr.
L'obligation de saisir le temps de travail a été relativisée pour certaines catégories de
personnel afin de permettre I'introduction d’un régime d'horaire plus flexible. Cela est
possible depuis l'entrée en vigueur le ler janvier 2016 des articles 73a et 73b de
|'Ordonnance 1relative a la loi sur le travail (OLT 1). Cependant, toutes les catégories du
personnel ne peuvent bénéficier de cet assouplissement, notamment les salariés et
spécialistes cités préecédemment. L'initiative parlementaire vise donc a ce qu’ils soient
également concernés. En aolt 2016, la Commission de I'économie et des redevances du
Conseil des Etats (CER-CE) a donné suite a I'initiative parlementaire par 10 voix contre
3. Relevant la nécessité d’adapter la loi sur le travail aux réalités actuelles,
|"assouplissement de la saisie du temps de travail doit profiter a tous les secteurs
d’activité et le seuil a partir duquel les mesures visant a assouplir la saisie du temps de
travail s'appliquent est jugé trop élevé, selon l'avis de la majorité. Une minorité
considere que les dispositions en vigueur sont suffisantes en terme de flexibilisation du
temps de travail et suppose que peu d'entreprise en ont connaissance. Son homologue
au Conseil national (CER-CN), a suivi sa position avec 18 voix contre 6 en février 2017, et
charge donc l'autre chambre de la rédaction d’un projet concret. 2

Marcel Dobler (plr, SG) souhaite étendre la portée de la demande faite dans le cadre de
I'initiative parlementaire 16.423, de sorte que les employées et employés de start-up
détenant des participations dans une entreprise soient également libérés de
I'obligation de saisie du temps de travail. La plupart des start-up, pour se financer,
mettent en place un plan d'options d'achat d'actions a I'intention des employés (ESOP).
Les travailleurs qui en bénéficient deviennent des co-entrepreneurs et sont considéreés
par le législateur comme des entrepreneurs indépendants. Comme ils jouissent aussi
d'une grande autonomie de travail et qu'ils déterminent en grande partie leurs horaires,
ils ne devraient pas étre obligés de saisir leur temps de travail, aux yeux de l'initiant. Ce
dernier estime qu'il faut leur faire confiance. La CER-CN donne suite a l'initiative par 18
voix contre 6. Son homologue ne donne cependant pas suite pour des raisons
formelles. La CER-CE est d'avis que I'objectif peut étre considéré dans la mise en
ceuvre des initiatives parlementaires 16.414 et 16.423, dont elle est en charge. S'il est
donné suite a l'initiative, alors les deux Commissions de I'économie et des redevances
devront travailler sur le méme sujet en parallele. L'initiative est soumise a la chambre
des cantons. *°

Pour la mise en ceuvre des initiatives parlementaires 16.414 et 16.423 relatives a la
libéralisation du temps de travail, la CER-CE a chargé I'administration d'élaborer deux
projets afin d'entamer les discussions. La commission n'a également pas donné suite a
I'initiative parlementaire 16.442, afin d'éviter que deux commissions se penchent sur le
méme sujet en parallele. Aprés deux lectures, la commission a approuvé les deux
avants-projets, par 8 voix contre 3 et 1 abstention et par 7 voix contre 3 et 1 abstention.
Les avant-projets seront soumis & consultation dés ao(t 2018. *
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.02.2019
DIANE PORCELLANA

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2019
DIANE PORCELLANA

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.05.2019
DIANE PORCELLANA

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.08.2019
DIANE PORCELLANA

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.09.2019
DIANE PORCELLANA

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.1990
MARIANNE BENTELI

Par 16 voix contre 5 et 1 abstention, la CER-CN maintient sa position de donner suite a
I'initiative parlementaire pour la libération de I'obligation de saisie du temps de travail
pour les employées et employés de start-up détenant des participations dans une
entreprise. *’

Les résultats de la procédure de consultation des avants-projets visant la
libéralisation du temps de travail (lv.pa. 16.414 et 16.423) sont contrastés. Douze
cantons (AR, GE, GL, GR, NE, NW, SG, TI, UR, VD, VS, ZH), le PS et les Verts rejettent les
deux avants-projets, alors que le PLR, le PVL et I'UDC les approuvent. Le PDC les
soutient mais propose quelques améliorations. Les cantons d'AG, BL, BS, LU, SO, SZ, TG
se positionnent en faveur d'une libéralisation mais souhaiteraient des propositions de
réglementations alternatives. Le canton de Fribourg supporte uniquement ['avant-
projet découlant de I'intervention déposée par Karin Keller-Sutter (plr, SG). Les cantons
du Jura, de Berne, de Schaffhouse et d'Appenzell Rhodes-Intérieures le rejettent. lls
préferent I'autre avant-projet.

La CER-CE a donc décidé de suspendre sa décision définitive quant au projet, jusqu'a
ce que le SECO ait évalué la mise en ceuvre de I'article 73a de I'ordonnance 1 de la loi
sur le travail (OLT1). La disposition permet de renoncer a la saisie du temps de travail a
condition de I'existence d'une convention collective de travail et pour des revenus
annuels dépassant 120'000 francs. L'avant-projet vise a élargir le champ d'application
de cette disposition.

Le Conseil des Etats a prolongé le délai de traitement des deux initiatives
parlementaires. *°

Par 130 voix contre 52, le Conseil national a donné suite a I'initiative parlementaire
relative a la saisie du temps de travail pour les employées et les employés de start-up.
Les votes des groupes socialiste et vert n'ont pas suffi & contrer la proposition de la
CER-CN. **

La CER-CE suggére de classer I'initiative parlementaire relative a I'obligation de saisie
du temps de travail pour le personnel dirigeant et les spécialistes. Elle préfere se
concentrer sur le projet de loi affilié a I'initiative parlementaire 16.414, qui propose
d'introduire un modéle spécial annualisé du temps de travail au lieu de renoncer a la
saisie du temps de travail. *

Conformément a la proposition de la CER-CE, le Conseil des Etats a décidé de classer
I"initiative parlementaire relative a I’obligation de saisie du temps de travail pour le
personnel dirigeant et les spécialistes. *

Arbeitnehmerschutz

Die vorbereitende Kommission beantragte dem Nationalrat, die drei zum Teil noch aus
den siebziger Jahren zu stammenden parlamentarischen Initiativen Morel (sp, FR), Egli
(cvp, LU) und Biderbost (cvp, VS) fur eine Mitbestimmung der Arbeitnehmer bzw. fir
ein Mitwirkungsgesetz abzuschreiben. In ihrem schriftlichen Bericht wirdigte die
Kommission die wechselvolle Geschichte dieser drei Vorstésse und erinnerte daran,
dass sie selber einen Beschlussentwurf zu Art. 34 BV ausgearbeitet hatte, den sie nun
ebenfalls zur Abschreibung empfahl. Um das Thema nicht génzlich ausser Traktanden
fallen zu lassen, unterbreitete sie dem Rat ein Postulat, mit welchem der Bundesrat
ersucht wird, im Hinblick auf den Européischen Wirtschaftsraum (EWR) einen Bericht
Uber die Mitbestimmungsregelungen in anderen europaischen Staaten und Uber die
Auswirkungen auf die Schweiz zu erstatten.

Dieses Vorgehen wurde von den politischen Gruppierungen unterschiedlich bewertet.
FDP und SVP erinnerten an ihre traditionelle Abneigung gegenlber gesetzlichen
Regelungen in diesem Bereich und fanden es an der Zeit, einen definitiven
Schlussstrich unter diese Diskussion zu ziehen. SP, LdAU/EVP und CVP betonten, dass sie
nur zur Entkrampfung der Situation und als Eingestandnis eines Misserfolges der
Kommission der Abschreibung zustimmten, dass damit fir sie aber das Thema
Mitbestimmung ganz klar nicht vom Tisch sei. Im Sinn einer Einigung auf den kleinsten
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.10.1995
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.1997
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.1998
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.1998
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1999
MARIANNE BENTELI

gemeinsamen Nenner wurden die parlamentarischen Initiativen abgeschrieben und das
Postulat Uberwiesen.

Mit einer parlamentarischen Initiative wollte Nationalrétin Brunner (sp, GE) den 1993 im
Obligationenrecht (OR) beschlossenen Schutz der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer bei Kollektivkiindigungen verbessern. Sie verlangte, dass im Fall von
Massenentlassungen die Arbeitnenmer eine Verhandlung Uber einen Sozialplan
verlangen kénnen. Gegenuber den Bedenken der Arbeitgeber und der burgerlichen
Vertreter, damit werde die Sozialpartnerschaft Ubermaéssig strapaziert, konnte sich
Brunner im Rat nicht durchsetzen. Sie verwies vergeblich darauf, dass aus ihrem
Begehren kein Recht auf einen Sozialplan abzuleiten sei, sondern nur die zwingende
Suche nach einer einvernehmlichen Lésung. Gegen den Widerstand einer Minderheit
aus SP, GP, CVP und LdU verwarf der Rat den Vorstoss deutlich.

Eine parlamentarische Initiative Rechsteiner (sp, SG) mit dem Antrag, den Grenzwert
fur ein einfaches, rasches und kostenloses Verfahren bei Streitigkeiten aus dem
Arbeitsverhéltnis von heute 20 000 Fr. auf neu 50 000 Fr. festzusetzen (Art. 342 Abs. 2
OR) wurde auf Empfehlung der vorberatenden Kommission vom Nationalrat mit 83 zu
56 Stimmen abgelehnt. Die Kommission begriindete ihre ablehnende Haltung damit,
dass bereits heute 85% der arbeitsrechtlichen Streitigkeiten effizient und ohne
Kostenfolge erledigt werden. Eine Erhéhung der Streitwertgrenze kénnte dazu fuhren,
dass die querulatorischen Prozesse zunehmen.

Ganz knapp, mit 79 zu 78 Stimmen, nahm der Nationalrat eine parlamentarischen
Initiative Thanei (sp, ZH) an, welche eine hdhere Streitwertgrenze flr kostenlose
Verfahren bei Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhéltnis verlangt. Nach geltender
Ordnung aus dem Jahr 1984 sind Verfahren bis zu einem Streitwert von 20 000 Fr.
kostenlos. Die Grenze soll nun - gewissermassen teuerungsberichtigt - auf 30 000 Fr.
angehoben werden. Der Rat war mit Thanei der Ansicht, dass das Recht zu prozessieren
nicht von den finanziellen Mglichkeiten abhangig gemacht werden dirfe. *®

Gleichentags behandelte der Nationalrat auch mehrere Vorstdsse zur Verbesserung des
Schutzes der Beschéftigten bei Massenentlassungen bzw. bei Firmeniibernahmen. Mit
einer parlamentarischen |Initiative forderte Gross (sp, TG), dass nicht nur bei
Betriebslibergaben, sondern auch bei Fusionen die Arbeitsverhaltnisse weiterbestehen
sollen. Dazu ist eine Prazisierung im Obligationenrecht (Art. 333 OR) notig. Der Rat
folgte Gross und der vorberatenden Kommission und nahm die Initiative mit 88 zu 78
Stimmen an. Abgelehnt (mit 100 zu 69 Stimmen) wurde hingegen eine
parlamentarischen Initiative Jans (sp, ZG), der mit einer weiteren Anderung im OR (Art.
335f) erreichen wollte, dass bei Massenentlassungen die Belegschaft 40 Tage Zeit
erhalt, um Vorschlage zur Vermeidung von Kindigungen resp. zur Milderung ihrer
Folgen zu unterbreiten; beim Vorliegen derartiger Vorschlage sollte der Arbeitgeber zu
Konsultationen verpflichtet werden. Ebenfalls verworfen (mit 95 zu 67 Stimmen) wurde
eine weitere Initiative Thanei (sp, ZH) [97.406], welche verlangte, dass bei
Massenentlassungen die Kindigungsfrist fir den Arbeitgeber in jedem Fall mindestens
sechs Monate betragt, wahrenddem die Arbeitnehmer ein bereits gekindigtes
Arbeitsverhéltnis in diesem Fall mit einer Frist von 14 Tagen auf das Ende eines Monats
sollten auflésen koénnen. Blrgerliche Ratsmitglieder hielten dem entgegen, eine
Kindigungsfrist von sechs Monaten wirde sich vor allem in Sanierungsféllen
kontraproduktiv auswirken. *°

Mit zwei parlamentarischen Initiativen versuchten die beiden SP-Nationalratinnen
Thanei (ZH) und Keller (BS) [98.440] die grosse Kammer flir das Problem der
missbréuchlichen  Kiindigungen zu  sensibilisieren.  Thanei  stellte  die
Anderungskiindigungen zur Diskussion, welche es den Arbeitgebern erméglichen, den
Beschaftigten Lohnreduktionen oder anderweitige Verschlechterungen der
Arbeitsbedingungen aufzuzwingen. Keller verlangte eine Beweislasterleichterung zu
Gunsten der geklndigten Person, falls die Entlastung ohne klare Angabe des
Kdndigungsgrundes erfolgt. Beide Vorstdsse wurden abgelehnt, jener von Thanei mit 94
zu 61 Stimmen, jener von Keller mit 87 zu 67 Stimmen, obgleich die vorberatende
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2000
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.06.2001
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2002
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2003
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2004
MARIANNE BENTELI

Kommission beantragt hatte, der Initiative der Baslerin Folge zu geben. *°

Mit  Billigung des Bundesrates gab der Nationalrat einer ausformulierten
parlamentarischen Initiative Thanei (sp, ZH) Folge und beschloss damit eine
Heraufsetzung der Streitwertgrenze fiir kostenlose Verfahren im Arbeitsrecht von
20'000 Fr. auf 30'000 Fr. Letztmals war die Grenze 1988 erhéht worden. Der Standerat
hiess diese Teilrevision des OR ebenfalls gut. *

Der Nationalrat nahm oppositionslos zwei analoge parlamentarische Initiativen Eymann
(Ip, BS) (00.426) und Tschappéat (sp, BE) zur Anderung der obligationenrechtlichen
Bestimmungen Uber das Arbeitszeugnis (Art. 330a OR) an. Anlass flr die Vorstdsse war
die in den letzten Jahren weit verbreitete Praxis, Arbeitszeugnisse in verklausulierter
Form abzufassen. Wahrend die Initiative Eymann in der Form der allgemeinen Anregung
gehalten war, verlangte jene von Tschappat ausdricklich, dass das Arbeitszeugnis
~wahr, wohlwollend, klar und vollstandig™ sein muss. **

Einstimmig gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Jutzet (sp, FR) Folge,
welche ein Anrecht der Arbeitnehmenden auf einen 13. Monatslohn im Konkursfall
umfassend schutzt. Das geltende SchKG erfasst lediglich die Forderung auf sechs von
moglichen 12 Anteilen. *

Einstimmig nahmen beide Kammern eine Anderung des SchKG an, welche das Anrecht
der Arbeitnehmenden auf einen 13. Monatslohn im Konkursfall umfassend schitzt.
Bisher regelte das SchKG lediglich die Forderung nach sechs von méglichen 12 Anteilen.
Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Zanetti (sp, SO) Folge, die eine
Begrenzung des Konkursprivilegs flir Arbeitnehmerforderungen im SchKG verlangt.
Damit soll sichergestellt werden, dass Lohnbezlger ohne hierarchisch klare
Unterordnung, selbst wenn sie nur einen geringen Lohn beziehen, gegenlber
Arbeitnehmern, die zumindest formal in einem Unterordnungsverhéltnis stehen, die
aber aufgrund ihrer Funktion hohe Bezlge ausweisen, bei einem Konkurs schlechter
gestellt werden. Gegen den Antrag der Kommission wurde hingegen eine
parlamentarische Initiative (02.411) Thanei (sp, ZH) fur einen besseren Schutz vor
missbrauchlicher Kindigung abgelehnt. **

Nach Ansicht des Nationalrats ist der Arbeitnehmerschutz im Bereich der Kindigungen
genligend ausgebaut. Mit jeweils rund 100 gegen etwas mehr als 60 Stimmen
verweigerte er drei parlamentarischen Initiativen Maillard (sp, VD) (03.425, 03.426,
03.427) die Gefolgschaft. Mit seinem ersten Vorstoss wollte Maillard
Massenentlassungen dann als missbrauchlich deklarieren, wenn die vorgeschriebene
Konsultation der Belegschaft wirkungslos ist, weil der Arbeitgeber bereits
unwiderrufliche Verpflichtungen gegenlber Dritten eingegangen ist. Mit einer zweiten
Initiative sollte die Dauer der Anhdérung bei Massenentlassungen auf mindestens drei
Wochen angehoben werden. Der Sprecher der vorberatenden Kommission begrindete
die Ablehnung damit, dass die Massnahme zu starr und den wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen zu wenig angepasst wéaren. Das heutige Recht, das auf die
Treuepflicht zwischen den Sozialpartnern und auf die Rechtsprechung im Einzelfall
abstellt, garantiere den Arbeitnehmenden einen angemessenen Schutz. Erfolgreich
widersetzte sich die Kommission auch dem dritten Vorschlag Maillards, bei
missbrauchlicher Kiindigung neben der heute vorgesehenen Entschadigung die
Méglichkeit der Nichtigkeit im Gesetz zu verankern. Das Plenum folgte der
Argumentation der Kommission, wonach im Falle einer Kindigung die Verhaltnisse oft
derart zerruttet sind, dass eine weitere Zusammenarbeit beiden Parteien nicht
zugemutet werden kénne. “°
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DATUM: 06.10.2005
HANS HIRTER
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2007
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2007
MARIANNE BENTELI

Der im europdischen Vergleich schwache schweizerische Kiindigungsschutz sieht vor,
dass bei missbrauchlicher Kindigung kein Rechtsanspruch auf Wiedereinstellung
besteht, sondern nur auf eine monetare Entschadigung. Aber auch dieser Anspruch gilt
nur, wenn die betroffene Person wahrend der Kindigungsfrist gegen die Kindigung
Einspruch erhebt und die Entschadigungsforderung bis héchstens 180 Tage nach der
Beendigung des Arbeitsverhaltnisses anmeldet. Da Arbeitnehmer oft ungentigend tber
ihre Rechte informiert seien, wollte Nationalratin Thanei (sp, ZH) zumindest die erste
Frist streichen. Der Nationalrat lehnte es jedoch mit 81 zu 75 Stimmen ab, ihrer
parlamentarischen Initiative Folge zu geben. Fur die obsiegende burgerliche
Kommissionsmehrheit macht die Beibehaltung dieser Frist vor allem deshalb Sinn, weil
nach einer Einsprache gegen eine Kindigung die Arbeitgeber oft deren
missbrauchlichen Charakter einsehen und diese zurlckziehen wdirden. Dieser
erwlinschte Effekt kénne aber nur zum Tragen kommen, wenn die Einsprache vor Ablauf
der Kindigungsfrist eingereicht werden muss. *

Gegen den Widerstand der Linken beschloss der Nationalrat, eine parlamentarische
Initiative Gross (sp, TG) fur den Schutz der Beschaftigten bei Massenentlassungen,
welcher der Rat 1998 Folge gegeben hatte, nicht weiter zu verfolgen und
abzuschreiben. Einige von Gross angesprochene Probleme (z.B. die Rechte der
Beschaftigten beim Besitzwechsel einer Firma) seien mit dem neuen Fusionsgesetz
geregelt worden, andere Forderungen (v.a. Anspriche auf einen Sozialplan oder
Weiterbeschaftigung nach dem Neustart einer Konkurs gegangenen Firma) wurden
wegen ihrer fur die Wirtschaft schadlichen Auswirkungen abgelehnt. ¥/

Auf Antrag seiner vorberatenden Kommission (WAK) gab der Nationalrat einer auch von
der SP und der GP unterstltzten parlamentarischen Initiative Vanek (pda, GE) mit 117 zu
65 Stimmen keine Folge. Diese hatte verlangt, dass auf Lohndumping nicht erst reagiert
werden kann, wenn es "wiederholt in missbrauchlicher Art und Weise" vorkommt,
sondern dass — wie beispielsweise in Frankreich - Gesamtarbeitsvertrage auf alleinigen
Antrag der Gewerkschaft allgemeinverbindlich erklart und zudem vom Staat regionen-
und branchenspezifische Mindestldhne festgelegt werden kénnen. Die Sprecher der
WAK argumentierten, diese Forderungen der Linken seien bereits im Rahmen der
flankierenden Massnahmen zum Freizigigkeitsabkommen diskutiert und verworfen
worden, da sie einen flr die Wirtschaft, insbesondere fur die KMU, nicht tragbaren
lberzogenen Maximalschutz fiir Arbeitnehmende bedeuten wiirden. *®

Mit 116 zu 65 Stimmen lehnte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Teuscher
(gp, BE) ab, die eine systematische Erhebung aller moglicherweise mit Asbest
verseuchten Gebaude sowie eine Entschadigung allfélliger Opfer durch einen neu zu
errichtenden Fonds verlangte. Die Sprecher der Kommissionsmehrheit machten fur
ihre Ablehnung geltend, seit 1990 seien sehr strenge Vorschriften bezlglich Asbest in
Kraft; zudem sei das Material nur gesundheitsgefdhrdend, wenn die Umhullung durch
andere Baumaterialien (z.B. Beton) beschadigt werde. %

Ebenso keine Zustimmung fand eine parlamentarische Initiative Rechsteiner (sp, SG),
die mit einer Anderung des OR erreichen wollte, dass Teilzeitanstellungen gekoppelt
mit einer standigen Abrufbereitschaft und der Beschrédnkung einer Zweitbeschéaftigung
unzuldssig sind. Er wies auf Praktiken vor allem ausléandischer Discounter hin, die neu
im schweizerischen Detailhandel tatig sind, und die den zumeist weiblichen
Angestellten bisher unlbliche Arbeitsvertrage vorlegen: Sie werden nur zu 50%
angestellt, missen jedoch jederzeit zu Uberstunden bereit sein und dirfen eine
zusatzliche Beschaftigung nur mit Bewilligung des Arbeitgebers annehmen. Derartige
Arbeitsvertrége gelten nach Arbeitslosenversicherungsgesetz (Art. 16 AVIG) als
unzumutbar, werden im OR aber toleriert. Auf Empfehlung der vorberatenden
Kommission lehnte der Nationalrat die Initiative gegen den Widerstand der Linken mit
82 zu 61ab. *°
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Der Nationalrat lehnte vier parlamentarische Initiativen aus den Reihen der SP ab. Diese
hatten eine Genehmigung bisher nicht ratifizierter ILO-Abkommen fur einen besseren
Schutz der Arbeitnehmenden bei Nachtarbeit (Rennwald, JU) (Geschéft: 07.442), bei
Temporér- resp. Teilzeitarbeit (Daguet, BE (Pa.lv. 07.444) und Goll, ZH) (Pa.lv 07.457)
sowie der Arbeitnehmendenvertreter bei Arbeitskonflikten (Levrat, FR) (Pa.lv 07.474)
verlangt. Der Bundesrat ist bei der Ratifizierung dieser Konventionen immer sehr
vorsichtig. Er beantragt dem Parlament eine Genehmigung nur, wenn die
entsprechende Konvention mit der innerstaatlichen Gesetzgebung deckungsgleich ist.
Dass dies so bleiben soll, ist fur die burgerliche Mehrheit im Parlament der richtige
Weg, weshalb weitergehende Antrége in aller Regel verworfen werden. *

Corrado Pardini (ps, BE) propose de compléter I'article 336c du Code des obligations
afin de garantir I'emploi des salariées et salariés agés. Par l'ajout de l'alinéa 4,
I'employeur ne pourrait pas résilier le contrat d'un travailleur 4gé de 55 ans avec au
moins dix années de service sans justifier de maniére crédible que la résiliation ne
conduise pas a la substitution du travailleur par du personnel meilleur marché. Par 18
voix contre 7, la majorité des membres de la CAJ-CN ne souhaite pas donner suite a
I'initiative parlementaire. Elle rappelle que des mesures ont déja été prises dans le
cadre de l'initiative visant & combattre la pénurie de personnel qualifié et de la mise en
ceuvre de l'initiative «contre I'immigration de masse» afin de favoriser le maintien des
personnes agées dans la vie active. Elle reléve le risque d'une augmentation des
licenciements peu avant I'atteinte de I'4ge limite ou le recours a des contrats a durée
déterminée. Au contraire, une minorité recommande d'y donner suite. Les risques de
chémage de longue durée et de dépendance a l'aide sociale vont s'intensifier sous
|'effet de la numérisation du marché du travail. Puisque le Conseil fédéral n'a, pour
I'heure, esquissé aucune solution en la matiere, la minorité souhaite que le Parlement
prenne les devants par le biais de cette initiative. Lors du passage au Conseil national,
c'est la proposition de la majorité de la commission qui I'emporte par 138 voix contre
51. %2

Carlo Sommaruga (ps, GE) demande la modification de la Loi sur les travailleurs
détachés (LDét) pour une réelle mise en ceuvre de la responsabilité solidaire des
entreprises. L'entrepreneuse ou l'entrepreneur devrait répondre solidairement au
non-respect des conditions de travail de ses sous-traitants, qu'importe si ces derniers
ont été préalablement poursuivis ou ne peuvent étre poursuivis. Actuellement, il faut
que la procédure contre I'entreprise dans le pays d'origine de la travailleuse ou du
travailleur ait été engagée sans succes, pour que l'entrepreneuse ou I'entrepreneur soit
traduit en justice. Le parlementaire aimerait que les travailleurs détachés puissent
directement saisir la justice en Suisse a l'encontre de I'entrepreneuse ou
I'entrepreneur contractant, pour leur garantir une procédure correcte.

Lors du passage en commission, la CER-CN décide de ne pas donner suite par 17 voix
contre 6 et 2 abstentions. Partageant l'avis du conseiller national, elle n'est pas
d'accord avec I'approche de la modification de la loi proposée. Une minorité souligne la
nécessité de prendre des mesures en la matiere. L'initiative parlementaire passera au
Conseil national. *

Le Conseil national a décidé de ne pas donner suite, par 99 voix contre 61 et 4
abstentions, a l'initiative parlementaire visant la modification de loi sur les travailleurs
détachés (LDét) pour une meilleure mise en ceuvre de la responsabilité solidaire des
entreprises. Lors des débats, Carlo Sommaruga (ps, GE) a reconnu que sa proposition
n'était «pas forcément la solution idéale ni celle qu'il faudrait retenir a la fin». La
minorité de la CER-CN a renoncé a s'exprimer. Seuls les Verts et les socialistes
voulaient y donner suite. **
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

Auf Antrag der SGK des Nationalrates, welche dem Anliegen mit 15 zu 2 Stimmen
deutlich zugestimmt hatte, wurde eine parlamentarische Initiative Suter (fdp, BE),
welche  menschenwdrdige Arbeitsbedingungen  fur  Assistenzarzte  forderte,
diskussionslos angenommen. Suter verlangte insbesondere, dass Assistenzarzte und
-arztinnen dem Arbeitsgesetz unterstellt werden, um so in den Genuss der gesetzlich
vorgesehenen Arbeits- und Ruhezeitvorschriften zu gelangen. Der im letzten Jahr voll
ausgebrochene Streit zwischen der Zircher Assistenzérztinnen und -arzten und der
kantonalen Gesundheitsdirektion fand ein Ende durch die EinfUhrung des ersten
schweizerischen Gesamtarbeitsvertrags in diesem Bereich, welcher den Jungarzten
und -arztinnen eine maximale wéchentliche Arbeitszeit von 55 Stunden zugesteht. Der
Verband Schweizerischer Assistenz- und Oberarzte erachtete das Ubereinkommen zwar
als ersten wichtigen Schritt, wich aber nicht von seiner Forderung ab,
gesamtschweizerisch ihre Arbeitszeit auf maximal 50 Stunden zu reduzieren. ®

Mit dem komfortablen Mehr von 109 zu 62 Stimmen - und im Einverstdndnis mit dem
Bundesrat - gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Suter (fdp, BE) auch
in der zweiten Phase Folge und unterstellte die Assistenzédrzte dem Arbeitsgesetz, von
dem sie bisher ausgenommen waren, da davon ausgegangen worden war, die
Assistenzzeit in den Spitélern sei Teil der Ausbildung. Innerhalb von vier Jahren nach
Inkrafttreten soll die wochentliche Arbeitsbelastung auf maximal 50 Stunden gesenkt
werden. Fur diese Ausdehnung der Arbeitsgesetzgebung, die primér im Namen der
Patientensicherheit erfolgte, stimmten geschlossen SP und Griine, dagegen (aus
finanziellen Grinden) eine Mehrheit von SVP und FDP sowie eine CVP-Minderheit. *

Mit deutlichem Mehr nahm der Stéanderat eine parlamentarische Initiative Suter aus
dem Nationalrat an und unterstellte die Assistenz- resp. Oberarztinnen und -arzte dem
Arbeitsgesetz. Innerhalb von vier Jahren muissen die Kantone deren wdéchentliche
Arbeitszeit auf maximal 50 Stunden reduzieren. Wie bereits im Nationalrat erfolgte die
Zustimmung in  erster Linie im Namen der Patientensicherheit. Ein
Nichteintretensantrag Berger (fdp, NE), die ihren Widerstand mit der finanziellen
Mehrbelastung der Kantone begrindete, wurde zwar von der SVP und einem Teil der
FDP unterstitzt, scheiterte aber mit 20 zu 12 Stimmen klar. ¥’

Sozialversicherungen
Berufliche Vorsorge

In Ausfiihrung einer vor Jahresfrist angenommenen parlamentarischen Initiative
Rechsteiner (sp, SG) zur Verbesserung der Insolvenzdeckung in der beruflichen
Vorsorge verabschiedete der Nationalrat einstimmig eine Anderung des BVG, mit
welcher die Garantien des Sicherheitsfonds auch auf die Uberobligatorischen und
vorobligatorischen Guthaben ausgedehnt werden. Damit soll vermieden werden, dass
Arbeitnehmer zu Schaden kommen, wenn beim Konkurs eines Unternehmens die in den
Betrieb investierten Pensionskassengelder nicht mehr sichergestellt werden kénnen. %
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